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„Der Vogelsberg hat nichts zu melden“
INTERKOMMUNAL Politische Vertreter der Kommunen im Hohen Vogelsberg informierten sich über die geplante Fernwasserleitung nach Frankfurt

VOGELSBERGKREIS. „Der Vogelsberg 
hat nichts zu melden“, ärgerte sich einer 
der Teilnehmer der interkommunalen 
Gemeindevertretersitzung in Lautertal. 
Grund für diesen Ausruf ist eine geplan-
te erhöhte Versorgung des Rhein-Main-
Gebiets mit Wasser aus der ländlichen 
Region – und an dieser Stelle kommt 
auch der Vogelsberg als Lieferant wie-
der ins Spiel. Was die Betroffenen be-
sonders ärgert: Gleichzeitig sollen allem 
Anschein nach Brunnen in Frankfurt 
geschlossen werden, um dort Platz für 

mehr Bauland zu 
schaffen. 

Referent für die 
Schutzgemein-
schaft Vogelsberg 
war Dr. Hans-Otto 
Wack, der deutli-
che Worte für die-
ses Vorhaben 
fand. Er erklärte 
den kommunal-
politischen Vertre-
tern aus Birstein, 
Freiensteinau. 
Grebenhain, 
Herbstein, Lauter-
tal, Schlitz, Schot-
ten, Ulrichstein 
und Wartenberg, 
dass Grundwas-
serversorgung und 
Naturschutz stets 
miteinander ver-
eint werden müss-
ten. In der Vergan-
genheit sei dies 
mit der OVAG, die 

am Bau der nun geplanten Fernwasser-
leitung beteiligt ist, schon mehrfach ge-
lungen. Dies ändere sich nun: „Die 
Stadt Frankfurt hat ihre Versorgung an 
die Hessenwasser GmbH abgegeben, 
die wie jedes andere Unternehmen, be-
triebswirtschaftlich organisiert ist. Was-
ser ist aber ein schützenswertes Allge-

meingut.“ Nun sei schon jetzt einwand-
frei nachzuweisen, so Wack, dass Hes-
senwasser große Wasserwerke he-
runterfahre oder ganz schließe, weil die-
se zu teuer seien. „Die Grundwasser-
schutzzonen sind bei neuen Bauvorha-
ben im Weg und wecken nun neue Be-
gehrlichkeiten, die aufs Land getragen 
werden.“ Stets werde in Diskussionen 
um das Wasser, an denen die Schutzge-
meinschaft regelmäßig teilnehme, ange-
führt, dass sich „der Frankfurter Raum 
entwickeln“ müsse. „Doch bei dieser 
kurzfristigen Denke geht es mal wieder 
nur ums Geld“, ärgerte sich Wack. Laut 
Wasserhaushaltsgesetz habe eine orts-
nahe Versorgung stets Vorrang vor 
einer Fernwasserversorgung. „Sogar 
Gutachter negieren die Verlagerung der 
Wasserversorgung nach außen. Frank-
furt braucht keine neue Leitung, wenn 
die Wasserwerke in Betrieb bleiben.“ 
Organisiert werde das ganze über  den 
Zweckverband Mittelhessische Wasser-
werke (ZMW), in dessen Geschäftsbe-
richt zu lesen sei: „Der ZMW verfolgt 
weiterhin die Ziele der Verkaufsmen-
gensteigerung und Erschließung neuer 
Versorgungsgebiete.“ Das führe, so be-
tonte Wack, „zu einem Ausverkauf der 
heimischen Natur“. An dieser Stelle ap-
plaudierten die Vogelsberger Politiker 
laut.  

Schon jetzt zahlten die Bewohner des 
Rhein-Main-Gebietes nur die Hälfte des 
Preises, was beispielsweise ein Einwoh-
ner Schottens bezahle. Das sei damals 
politisch so angeordnet worden, um das 
Ballungszentrum attraktiver zu ma-
chen. Zwar habe die OVAG einen Ver-
trag, dass sie aus ökologischen Gründen 
nur eine gewisse Menge Wasser liefern 
dürfe, doch aktuell sei „definitiv Gefahr 
im Verzug“.  Denn nun werde gefordert, 
in Trockenzeiten Spitzenmengen zu för-
dern – ohne zu beachten, dass auch im 
Vogelsberg der Grundwasserspiegel 
mancherorts nicht mehr so hoch sei wie 
früher. „Die ökologischen Auswirkun-
gen kann sich jeder schon jetzt ausrech-

nen.“ 
Die Schutzgemeinschaft habe daher 

ganz einfache Forderungen, um dies zu 
verhindern. Diese sind auch in einer Re-
solution zusammengefasst, die zum Bei-
spiel von der Lautertaler Gemeindever-
tretung bereits unterzeichnet wurde. 
Wack fasste zusammen: Die Eigenver-
sorgung muss gestärkt werden, Brun-
nen dürfen nicht geschlossen und die 
Schonung der Umwelt muss ins Wasser-
gesetz aufgenommen werden. Fernwas-
serleitungen müssten gestoppt, kosten-
deckende Wasserpreise auch für das 
Rhein-Main-Gebiet verlangt und was-
sersparende Maßnahmen bei Neubau-
ten – wie zwei Leitungen für Trink- und 
für Nutzwasser – verpflichtend gemacht 
werden. „Wir kommen um ein radikales 
Umdenken nicht herum. Jetzt muss et-
was passieren, denn jetzt werden die 
Weichen für die nächsten 50 bis 100 
Jahre gestellt“, betonte Wack abschlie-
ßend. 

Peter Hög, Prokurist der OVAG-Was-
ser, erklärte nach einigen grundlegen-
den Ausführungen über die Arbeitswei-
se der OVAG, dass es beim Bau der Lei-
tung „nicht um eine Mehrlieferung 

nach Frankfurt“ gehe. Die OVAG sei 
nur durch bestimmte ökologische Auf-
lagen gezwungen gewesen, seit 2012 
pro Jahr drei Millionen Kubikmeter we-
niger anzuliefern. Und mit dem Bau der 
neuen Leitung solle nun die Versorgung 
wieder angeglichen werden. „Für den 
Bau der Leitung mit einer Kapazität 
von zwei bis fünf Millionen Kubikmeter 
haben wir eigens ein Planfeststellungs-
verfahren für eine möglichst große Öf-
fentlichkeitsbeteiligung gewählt.“  Die 
Liefermengen seien vom Regierungs-
präsidium genehmigt, „erst werden 
unsere Städte und Gemeinden versorgt, 
nur was übrig bleibt, geht nach Frank-
furt“.  

Viele Fragen kamen in der anschlie-
ßenden Diskussionsrunde zur Sprache 
– zur Brunnenschließung in Frankfurt, 
um Bauland zu schaffen, zu Wasser-
sparmaßnahmen, zu umwelt- und was-
serschonenden Neubauten, zu maroden 
Wasserleitungen, zur Höhe von geneh-
migten Wasserförderquoten, nach Aus-
gleichsmaßnahmen oder -zahlungen für 
das geförderte Wasser für Frankfurt. 
Vielen Fragen stand der OVAG-Vertre-
ter ratlos gegenüber, da er nur an das 

zuständige RP in Darmstadt oder an die 
Stadt Frankfurt verweisen konnte, auf 
deren Entscheidungen die OVAG kei-
nen Einfluss habe.  

„Die OVAG ist Teil des Systems, das 
für diese Schieflage verantwortlich ist“, 
betonte Susanne Schaab, Bürgermeiste-
rin Schottens. Nun gelte es gemeinsam 
nach Schnittstellen zu suchen, an 
denen angesetzt und Einfluss genom-
men werden könne. „Sie haben mit 
dem ZMW einen Vertrag mit einem 
Wasserversorger unter ihrem Standard 
gemacht.“  

Erschreckende Zahlen über Lieferun-
gen ins Rhein-Main-Gebiet und das 
Wasservorkommen im ländlichen 
Raum sprachen im Vergleich eine deut-
liche Sprache. Jeder Zuhörer konnte 
sich leicht ausrechnen, dass das ökolo-
gische System des Vogelsberges durch-
aus gefährdet sein kann, sollte dies alles 
Wirklichkeit werden. Und wenn dies al-
les wieder nur durchexerziert wird, um 
den Ballungsraum auf Kosten der länd-
lichen Umgebung zu stärken, dann ist 
dies nur ein weiterer Baustein, der das 
Gefälle Land – Stadt nur noch mehr 
verstärken wird.

Aufmerksam hörten die Vertreter der Kommunen Birstein, Freiensteinau, Grebenhain, Herbstein, Lautertal, Schlitz, Schotten, 
Ulrichstein und Wartenberg den Ausführungen der Schutzgemeinschaft Vogelsberg und der OVAG-Wasser zu. Fotos: Rausch
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